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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Die Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), welche für systemrelevante Banken eine
Eigenkapitalquote von mindestens 10 Prozent der nichtrisikogewichteten Aktiven
forderte, war in der Herbstsession 2015 Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Die
Beratung erfolgte zusammen mit zwei weiteren Motionen der SP- (Mo. 13.3743) und der
SVP-Fraktion (Mo. 13.3740), welche beide mit den Forderungen nach einem
Trennbankensystem ebenfalls die «Too-big-to-fail»-Problematik tangierten.
Leutenegger-Oberholzer stützte sich auf internationale wissenschaftliche Literatur und
erachtete sowohl die gegenwärtige Eigenkapitalquote von 3.2 Prozent als auch die von
der SVP bevorzugte Quote von 6 Prozent als ungenügend. Obschon die Motionärin
hervorhob, dass sie eine ungewichtete Kapitalquote von 10 Prozent der Aktiven
weiterhin als notwendig und erstrebenswert erachte, zog sie die Motion mit der
Begründung zurück, dass sie durch diesen taktischen Rückzug negative Signale  in
dieser Debatte durch einen ablehnenden Entscheid verhindern wolle. 1

MOTION
DATUM: 24.09.2015
CATALINA SCHMID

Finanzmarkt

Mit ihrer parlamentarischen Initiative "Mehr Transparenz bei der Finma" wollte
Nationalrätin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) erwirken, dass das Bundesgesetz über
das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung (BGÖ), das für Transparenz bezüglich Auftrag,
Organisation und Tätigkeit der Verwaltung sorgt, auch für die Finanzmarktaufsicht
Geltung erlangt. Bisher war dies weder für die Finma noch für die SNB der Fall gewesen.
Während die Ausnahme der SNB vom BGÖ weiterhin gerechtfertigt sei, erachtete die
Initiantin eine erhöhte Geheimhaltung bei der Finma als nicht angebracht. Als
Aufsichtsgremium über mitunter systemrelevante Banken, deren Risiko die Bürgerinnen
und Bürger aufgrund der "too-big-to-fail"-Problematik mittragen, sei die Finma der
Öffentlichkeit zu Transparenz verpflichtet. Die Gegner der Vorlage wiesen darauf hin,
dass die Finma in einem "wirtschaftlich und politisch hoch sensiblen Bereich" (Maier
(glp, ZH)) tätig und deshalb eine erhöhte Geheimhaltung angemessen sei. War die
parlamentarische Initiative in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) noch äusserst knapp durch Stichentscheid des Präsidenten zur
Ablehnung empfohlen worden, fiel in der grossen Kammer das Votum deutlich aus: Mit
105 zu 58 Stimmen wurde beschlossen, der Initiative nicht Folge zu leisten. Einzig die
Parlamentarier des linksgrünen Lagers und eine Minderheit von CVP-Exponenten hatten
sich für das Begehren ausgesprochen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Martin Landolt (pbd, GL)  a déposé une motion afin de clarifier la répartition des tâches
en matière de marchés financiers. L'objectif est d'optimiser la répartition des
compétences entre le Conseil fédéral, donc le Département fédéral des finances (DFF),
et l'Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (FINMA). Plus précisément,
la motion demande une meilleure dissociation entre les responsabilités de pilotage
politique, de définition de stratégie et de surveillance opérationnelle afin de renforcer
l'efficacité sans interférer dans l'indépendance de la FINMA. Si le Conseil fédéral s'est
montré favorable, la députée Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) s'est opposée à
la motion. En effet, elle estime que la répartition des rôles est déjà clairement définie.
Lors du vote, la motion a été adoptée par 127 voix contre 52 et 4 abstentions. Le camp
rose-vert s'est opposé à la motion mais n'a pas pesé suffisamment lourd face aux voix
du camp bourgeois et du centre. 3

MOTION
DATUM: 13.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Geldpolitik

Der starke Schweizer Franken war auch 2012 Motiv für parlamentarische Vorstösse. Ein
Postulat Leutenegger Oberholzer interessierte sich für zusätzliche politische
Instrumentarien, die – neben den Interventionen durch die Schweizerische
Nationalbank (SNB) auf dem Währungsmarkt – der Frankenstärke entgegenwirken
könnten. Der Vorstoss forderte die Landesregierung auf, die rechtlichen Grundlagen
von Negativzinsen auf ausländischen Frankenguthaben, Spekulationsverbote für
Banken und Kapitalverkehrskontrollen abzuklären. Der Bundesrat begrüsste das
Postulat. Er hatte schon zuvor eine Task-Force bestehend aus Vertretern von EFD, EVD
und SNB mit der Prüfung der genannten Interventionsmöglichkeiten beauftragt und
kündigte an, entsprechenden Folgerungen der Expertengruppe dem Parlament
vorzulegen. Das Postulat wurde diskussionslos überwiesen. 4

POSTULAT
DATUM: 14.03.2012
FABIO CANETG

Die schweizerische Geldpolitik war 2014 massgeblich durch die 2011 eingeführte
Wechselkursuntergrenze gegenüber dem Euro geprägt. Dieser wertete sich im
Jahresverlauf stetig ab, was die Schweizerische Nationalbank (SNB) ab September 2014
dazu veranlasste, ihre Kommunikation leicht anzupassen. Neu wurde nicht nur
bekräftigt, den Mindestkurs mit „unbeschränkten“ Devisenkäufen verteidigen zu wollen,
sondern auch „unverzüglich“ weitere Massnahmen zu ergreifen, sollte dies nötig sein.
Am 18.12.14 (eine Woche nach der geldpolitischen Lagebeurteilung vom Dezember)
entschied sich die Nationalbankspitze zur Einführung von Negativzinsen auf den
Girokonten, die Geschäftsbanken und andere Finanzmarktintermediäre bei der SNB
hielten. Der entsprechende Zinssatz wurde auf -0.25% festgelegt und sollte ab dem
22.1.15 erhoben werden. Hohe Freibeträge (das 20-fache der Mindestreserven bei
mindestreservepflichtigen Banken oder CHF 10 Mio. andernfalls) führten dazu, dass nur
vereinzelt Finanzinstitute mit tatsächlichen Belastungen zu rechnen hatten (darunter
die ZKB, nicht aber die UBS, die CS und die Raiffeisen). In den Medien wurde die
Vermutung geäussert, dass der Entscheid hauptsächlich auf die Währungsturbulenzen
in Russland wenige Tage zuvor zurückzuführen war. Der Präsident des Direktoriums
bestätigte, dass im Vorfeld der Entscheidung Währungsinterventionen nötig geworden
waren, um den Mindestkurs zu verteidigen.
Ökonomen beurteilten die Massnahme an sich als wenig überraschend, den Zeitpunkt
jedoch schon. Die NZZ fragte in ihrer Ausgabe vom 20.12.14 rhetorisch „Und was kommt
nach den Negativzinsen?“ und nahm damit eine weit verbreitete Befürchtung auf, dass
die SNB ihr Pulver im Angesicht der absehbaren geldpolitischen Lockerung im Euroraum
(erwartet per 22.1.15) zu früh verschossen habe. Andere Kommentatoren äusserten
Bedenken, wonach der Entscheid zur Einführung von Negativzinsen von den Märkten
dahingehend interpretiert werden könnte, dass die SNB entgegen ihrer Kommunikation
nicht bereit sei, „unbeschränkt“ Devisen zu kaufen. Die Reaktionen der politischen
Parteien waren mehrheitlich positiv. Der Mindestkurs sei nach wie vor zentral für die
Exportwirtschaft, weshalb die ergriffene Massnahme zur Verteidigung der
Wechselkursuntergrenze zu begrüssen sei. Einzig die SVP äusserte sich skeptisch. Die
SNB habe sich mit der Anbindung an den Euro in eine „unglückliche“ Situation gebracht,
so Thomas Aeschi (svp, ZG). 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG

Das geldpolitische Jahr 2015 begann mit einem regelrechten Paukenschlag. Am 15.
Januar gab der Präsident der Schweizerischen Nationalbank, Thomas Jordan, die
sofortige Aufhebung des seit 2011 bestehenden Euro-Mindestkurses von CHF 1.20
bekannt. Begründet wurde dieser Schritt vor allem mit der divergierenden
wirtschaftlichen und geldpolitischen Entwicklung in den beiden grossen
Währungsräumen, der EU und den USA. Während sich in den Vereinigten Staaten eine
allmähliche Erholung und eine Straffung der Geldpolitik abzeichnete, wurde von der
Europäischen Zentralbank (EZB) eine weitere Lockerung ihrer Geldpolitik durch ein
Ankaufsprogramm von Staatsanleihen erwartet. Diese Massnahme der EZB hätte den
Euro gegenüber dem Franken weiter abgeschwächt und die SNB gezwungen, zusätzlich
erhebliche Interventionen am Devisenmarkt zu tätigen. Einige Experten interpretierten
den Entscheid der SNB-Spitze deshalb auch dahingehend, dass die SNB nicht mehr
bereit gewesen sei, eine neuerliche Ausweitung der Bilanz und damit grössere Risiken
in Kauf zu nehmen. Parallel zur Aufhebung des Euro-Mindestkurses gab die
Nationalbank bekannt, die im Dezember 2014 eingeführten Negativzinsen auf den
Giroguthaben der Banken per 22. Januar um 0,5% auf -0,75% zu senken. Sie wollte
damit Anlagen in Schweizer Franken unattraktiver gestalten, um eine übermässige
Aufwertung des Frankens zu verhindern. Zudem behielt sich die SNB ausdrücklich die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.01.2015
NICO DÜRRENMATT
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Möglichkeit vor, weiterhin am Devisenmarkt einzugreifen, sollte dies aus ihrer Sicht
notwendig sein. 
Die Reaktionen auf den Entscheid der SNB fielen heftig aus, sowohl von Seiten der
Finanzmärke als auch von Seiten der Politik. Während die Linke die Nationalbank
vornehmlich kritisierte, zeigten die Bürgerlichen mehr Verständnis für die SNB und
zollten ihr teilweise, zum Beispiel in der Person von Nationalrat Matter (svp, ZH), gar
Respekt für ihren "mutigen Entscheid". Auch der Bundesrat zeigte sich überrascht von
der Entscheidung der SNB. Wirtschaftsminister Schneider-Ammann anerkannte die
zusätzlichen Schwierigkeiten, die den Unternehmen durch den Wegfall der
Kursuntergrenze erwachsen würden, warnte aber gleichzeitig davor, in Alarmismus zu
verfallen. Umso wichtiger sei es nun, den Unternehmen mit guten Rahmenbedingungen
in anderen Bereichen (Beziehung zu Europa, Steuern, flexibler Arbeitsmarkt)
Unterstützung und Planungssicherheit zu bieten.
Mit seinem Appell stiess der Bundesrat bei den Parteien jedoch auf taube Ohren.
Sowohl das linke wie auch das rechte Lager wartete mit eigenen Rezepten auf, wie der
Situation nach Aufhebung des Euromindestkurses zu begegnen sei. Nationalrätin Rytz
(gp, BE) äusserste sich dahingehend, dass ein Eingriff des Staates in Form von
vermehrten Investitionen in die Infrastruktur, von der konsequenten Umsetzung der
Energiewende und von neuen Regeln im Finanzmarktbereich angezeigt sei; ihre
Ratskollegin Leutenegger Oberholzer verlangte, mit einer dringlichen Revision des
Kartellrechts einem übermässigen Einkaufstourismus entgegenzuwirken und einen
Staatsfonds zu äufnen. Die bürgerliche Seite vermochte diesen Vorschlägen nichts
abzugewinnen. Sie negierte die Notwendigkeit eines staatlichen Eingriffs deutlich und
verwies, ähnlich wie der Bundesrat, auf die Wichtigkeit von wirtschaftlich guten
Rahmenbedingungen, gewährleistet durch Ausbau des Freihandels, durch Bewahrung
der bilateralen Beziehungen zur EU und durch steuerliche Entlastungen. Der Versuch,
aus den Folgen der Aufgabe der Kursuntergrenze durch die SNB Profit zu schlagen und
die Politik im eigenen Sinne zu beeinflussen, manifestierte sich auch in der grossen
Anzahl im Laufe des Jahres eingereichter parlamentarischer Vorstösse, die die
Problematik der Frankenstärke in der einen oder anderen Weise aufgriffen. 6

Zwecks Erfüllung des Postulats Leutenegger Oberholzer (sp, BL), das 2012 vom
Nationalrat angenommen worden war und die Überprüfung des geldpolitischen
Instrumentariums der SNB forderte, publizierte der Bundesrat einen Bericht, in dem er
die Wirksamkeit und Umsetzbarkeit von Kapitalverkehrskontrollen und einem
Spekulationsverbot für Banken erörterte. 
Gegenüber einem Spekulationsverbot nahm der Bundesrat eine dezidiert ablehnende
Haltung ein. Da der Devisenhandel global organisiert ist, würde ein solches Verbot die
Spekulation mit Schweizer Franken nicht unterbinden, sondern nur dazu führen, dass
betroffene Banken aus der Schweiz abwandern könnten, um die Spekulationsrestriktion
zu umgehen. Ein Spekulationsverbot brächte laut dem Bericht kaum einen positiven
Effekt in Form einer Abwertung des Schweizer Frankens, sondern fast ausschliesslich
Kosten durch den Verlust von Arbeitsplätzen mit sich. 
Hinsichtlich Kapitalverkehrskontrollen hielt der Bundesrat in seinem Bericht fest, dass
es die gegenwärtige Gesetzesgrundlage weder dem Bund noch der SNB erlauben würde,
den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr, sei es über Steuern oder über ein Verbot,
einzuschränken. Abgesehen davon verursachten laut Bericht auch
Kapitalverkehrskontrollen erhebliche volkswirtschaftliche Kosten, so etwa in Form eines
allgemein höheren Zinsniveaus mit entsprechenden Auswirkungen auf die Konjunktur,
in Form von Wettbewerbsnachteilen der Finanzindustrie im Vergleich zu ausländischen
Mittbewerbern und des damiteinhergenden Risikos für eine Bankenkrise oder in Form
von Verlusten der Standortattraktivität für ausländische Unternehmungen, die auf eine
rasche und unkomplizierte Finanzierung angewiesen sind. Die gewonnen Erfahrungen
aus den 1970er-Jahren, als die Schweiz auf das Mittel von Kapitalverkehrskontrollen
zurückgegriffen hatte, um die übermässige Aufwertung des Schweizer Frankens zu
bekämpfen, zeigten überdies, dass dieses Instrument relativ leicht zu umgehen und
seine Wirkung deshalb beschränkt war. Der Bundesrat kam in seinem Bericht zum
Schluss, dass Kapitalverkehrskontrollen nur in besonders schweren Krisen als "ultima
ratio" sinnvoll sein können, in der gegenwärtigen Situation das Zurückgreifen auf solche
Massnahmen jedoch nicht zielführend wäre. 7

BERICHT
DATUM: 25.05.2016
NICO DÜRRENMATT
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En janvier 2020, les Etats-Unis ont placé la Suisse sur la liste des pays «à surveiller»
en terme de manipulation des taux de change. En effet, depuis de nombreuses années,
la Suisse intervient largement sur le marché des changes afin de contenir l'appréciation
du Franc face à l'Euro. Puis, en mars 2020, la crise financière, engendrée par le Covid-
19, n'a fait que renforcer une situation prévalent depuis plusieurs années. Alors que le
Franc se situait au-dessus de 1.08 pour 1 euro en janvier 2020, il a continué à
s'apprécier durant la crise pour atteindre un nouveau seuil psychologique de 1.05 pour
1 euro. Afin de contrer l'effet d'annonce des Etats-Unis et de rassurer les marchés, le
directeur de la Banque nationale suisse (BNS) Thomas Jordan est intervenu à plusieurs
reprises dans la presse pour affirmer que la BNS ne manipulait pas les taux de change et
que la décision des Etats-Unis n'aurait aucun impact sur la politique monétaire
helvétique. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la baisse des tensions commerciales entre les Etats-Unis et la Chine, ainsi que
la concrétisation du Brexit prédisaient une accalmie pour le franc suisse – valeur refuge
en temps de crise –, les tensions géopolitiques entre les Etats-Unis et l'Iran, la crise
politique en Allemagne et la crise du coronavirus ont imposé une appréciation
progressive du Franc suisse par rapport à l'Euro début 2020. La barre des 1.08 franc
suisse pour 1 euro a été passée en janvier 2020, puis le franc s'est rapproché de la
barre des 1.06 pour 1 euro en février 2020. De nombreux experts estimaient alors que la
Banque nationale suisse (BNS) ne laisserait pas passer le franc en dessous de la barre
symbolique de 1.05. Bien que la marge de manœuvre de la BNS s'est restreinte au fil des
années, Thomas Jordan a affirmé, pour rassurer les investisseurs, que l'institution
helvétique n'hésiterait pas à intervenir sur le marché des changes – malgré la menace
des Etats-Unis – et à baisser encore les taux d'intérêts si nécessaire. 
En février 2020, les experts estimaient encore que la crise du Covid-19 n'aurait qu'un
maigre impact sur l'économie et l'appréciation du franc. S'ils considéraient que
l'appréciation progressive du franc restait la principale préoccupation économique, ils
précisaient que la stabilisation de la crise politique en Allemagne permettrait au franc
de remonter au-dessus de la barre des 1.10 pour 1 euro d'ici l'été 2020. 
Finalement, la propagation du Covid-19 dans le monde a changé la donne dès fin
février. Une forte agitation a animé les marchés financiers. Ainsi, la tendance
progressive baissière du franc suisse s'est transformée en une forte volatilité qui a fait
varier le franc au-delà de la barre de 1.06 franc suisse pour 1 euro. A partir de là, la crise
économique et financière mondiale liée au coronavirus, et notamment le freinage des
échanges internationaux, ont relégué le franc fort au second rang des priorités des
entreprises helvétiques importatrices et exportatrices. En résumé, alors que le franc
fort inquiétait l'économie helvétique en début d'année, il a été éclipsé par la crise
économique liée au coronavirus, qui elle était sous-estimée en début d'année encore. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Deux dimensions de la politique monétaire de la Banque nationale suisse (BNS) ont été
scrutées dans la presse helvétique. D'un côté, la politique et les directives de la BNS en
termes de finance durable ont été critiquées. Des investissements de la BNS, dans des
entreprises actives sur le marché du charbon, ont notamment été pointé du doigt. D'un
autre côté, plusieurs économistes ont mis en garde contre la tendance inflationniste.
Pour sa part, la BNS, par la voix de son président Thomas Jordan, a indiqué se réjouir du
retour  timoré de l'inflation en Suisse. Des modifications majeures de la politique
monétaire de la BNS, comme la suppression des taux négatifs, ne semblent donc pas au
programme. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à une inflation galopante, et donc à la hausse des prix de biens et services qui ne
sont pas directement impactés par la guerre en Ukraine ou les conséquences
économiques de la crise du Covid-19, la Banque nationale suisse (BNS) a décidé de
rehausser son taux directeur de 0.50 points. Après sept années de stabilité, le taux
directeur est passé de -0.75 à -0.25. Ce premier pas en direction de la fin des taux
négatifs a surpris la sphère financière et économique helvétique. Même si certains
observateurs se hasardaient à prédire une hausse prochaine du taux directeur, les plus
perspicaces annonçaient une hausse pour septembre 2022, et d'uniquement 0.25
points. Au final, cette décision de politique monétaire a été non seulement accueillie
chaleureusement par l'économie suisse, mais a également permis de renforcer la
crédibilité et l'indépendance de la BNS. De son côté, le président de la direction
générale, Thomas Jordan, a confirmé que ce relèvement du taux avait pour objectif de
lutter contre l'inflation, et qu'il était possible que «d'autres relèvements de taux soient

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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nécessaires à moyen terme pour lutter contre l'inflation». 11

Makroprudenzielle Regulierung

In der Herbstsession war die „Too big to fail”-Problematik auch
Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Drei bereits im Jahr 2013 eingereichte
Motionen nahmen sich des Themas an. Ins gleiche Horn wie eine von der SVP-Fraktion
eingereichte Motion stiess auch die SP mit ihren zwei Motionen, die zum einen
ebenfalls ein Trennbankensystem und zum anderen eine Erhöhung der Leverage Ratio
auf 10% (Mo. 13.3744) verlangten. Der Bundesrat hatte sich gegenüber diesen
Vorstössen in seiner Stellungnahme ablehnend gezeigt und sie dem Parlament zur
Ablehnung empfohlen. Er hatte dabei auf die 2011 ergriffenen Massnahmen verwiesen,
die den Banken verschärfte Anforderungen im Bereich Eigenmittel und
Organisationsstruktur auferlegt hatten. Im Zuge dieser Debatte sei auch über die
Einführung eines Trennbankensystems diskutiert, aufgrund mangelnder Zielführung
jedoch nicht umgesetzt worden. Zudem hatte die Regierung dafür plädiert, den im
Frühling 2015 erscheinenden Evaluationsbericht zur „Too big to fail“-Vorlage
abzuwarten und auf ein vorschnelles Vorgehen zu verzichten.
Die Sozialdemokraten erachteten zwar eine ungewichtete Kapitalquote von 10% der
Aktiven weiterhin als langfristig erstrebenswert, insbesondere mit Blick auf den
unterdessen erschienenen Evaluationsbericht, der die bisher getroffenen Massnahmen
als nicht ausreichend taxierte. „Weil ich keine negativen Signale durch einen negativen
Entscheid von heute haben will“ (Leutenegger Oberholzer, (BL)) zog die Sprecherin der
SP-Fraktion die Motion, mit welcher sie eine solche Leverage Ratio gefordert hatte, aus
taktischen Gründen zurück. Somit kam nur noch das ein Trennbankensystem fordernde
Geschäft zur Abstimmung. Eine unheilige Allianz, bestehend aus dem linksgrünen Lager
und der SVP, verhalf diesem Geschäft gegen den Willen der Mitte und des Bundesrats
mit 93 zu 65 Stimmen zum Durchbruch. 12

MOTION
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Nationalbank

Zu Jahresbeginn war der Präsident des SNB-Direktoriums, Hildebrand, harscher Kritik
ausgesetzt. Dem Direktoriumspräsidenten wurde vorgeworfen, die Einführung der
Kursuntergrenze des Schweizer Frankens gegenüber dem Euro zur persönlichen
finanziellen Bereicherung genutzt zu haben. Konkret ging es um einen von Hildebrands
Privatkonto ausgeführten USD-Kauf Mitte August 2011, der beim Kurs von rund CHF 0.80
pro Dollar getätigt wurde. Nur rund zwei Monate später, und nach zwischenzeitlich
erfolgter Aufwertung des Schweizer Frankens um rund 15%, die hauptsächlich auf die
Intervention der SNB zurückzuführen war, kaufte das Ehepaar Hildebrand Schweizer
Franken mit US-Dollars. Der Vorwurf des Insiderhandels war erstmals von der
Weltwoche in der Altjahrwoche 2011 vorgebracht worden und stützte sich auf
entwendete Bankkundendaten der Familie Hildebrand. Auch National- und Alt-
Bundesrat Blocher (svp, ZH) war im Besitz der Dokumente. Diese überreichte Blocher
im Dezember 2011 dem Bundesrat, der eine Überprüfung veranlasste. Weil die
Transaktionen als regelkonform einstuft wurden, hielt die Regierung am SNB-
Präsidenten fest. Aufgrund der grossen öffentlichen Diskussion entschied sich der
Beschuldigte am 9. Januar trotzdem zum Rücktritt. Die Glaubwürdigkeit und
Handlungsfähigkeit der Nationalbank stünden auf dem Spiel, so seine Begründung. Er
erklärte wiederholt und dezidiert, dass er von dem Dollar-Kauf nichts gewusst habe,
weil der Auftrag von seiner Frau erteilt worden sei. Allerdings sei es ihm unmöglich,
seine Unschuld zu beweisen. Kurz vor dem Dollar-Kauf hatte Hildebrand seinem
Bankberater mitgeteilt, dass seine Frau den Dollar-Bestand erhöhen dürfe. Weil der
Kaufauftrag mündlich erteilt worden war, konnten jedoch weder Hildebrand noch seine
Kritiker beweisen, wer den Auftrag gegeben hatte. Eine externe Revisionsgesellschaft
bestätigte später lediglich, dass das SNB-Reglement, das die Mindesthaltedauer von
Devisen und anderen Anlagen regelt, nicht verletzt worden war. Hildebrand wurde im
April durch den Vizepräsidenten Thomas Jordan ersetzt; neu ins SNB-Direktorium
aufgenommen wurde Fritz Zurbrügg. 13

ANDERES
DATUM: 09.01.2012
FABIO CANETG
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Die sozialdemokratische Fraktion wollte mit ihrem Postulat „Institutionelle Fragen rund
um die Schweizerische Nationalbank“ den Bundesrat beauftragen, die
Rahmenbedingungen der SNB im Kontext globalisierter Finanzmärkte und weltweiter
Interdependenz der Volkswirtschaften in einem Bericht zu untersuchen und allfälligen
Handlungsbedarf aufzuzeigen. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei den Fragen
zukommen, ob die Nationalbank, in der Verfassung explizit als unabhängige Institution
definiert, genügend transparent ist und wie sie ihren Verfassungsauftrag, im
Gesamtinteresse des Landes zu handeln, wahrnimmt. Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf stützte das Vorhaben Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und beantragte dem
Parlament, den Vorstoss anzunehmen. Sie sah im zu erarbeitenden Bericht eine gute
Möglichkeit, die nach der Aufhebung des Euro-Mindestkurses zahlreich aufgetretenen
Fragen rund um die Nationalbank zu klären. Der Nationalrat beschloss in der
Sommersession auf Antrag Noser (fdp, ZH), die Diskussion zu vertagen, um dann im
September den Vorstoss gegen den Willen des Bundesrates mit 93 zu 66 Stimmen
abzulehnen. Die Ratsmehrheit folgte der Argumentation Portmann (fdp, ZH), wonach
die Schnelllebigkeit und Komplexität der Finanzmärkte minutenschnelle
Entscheidungen seitens der SNB erforderten und erhöhte Transparenzansprüche aus
diesem Grund nicht praktikabel seien. Mit diesem Entscheid setzte sich die bürgerliche
Mehrheit gegen eine Allianz aus SP und Grünen durch. 14

POSTULAT
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Seit geraumer Zeit erfreut sich die Idee zur Schaffung eines Staatsfonds mit dem
Zweck, die Frankenstärke zu bekämpfen, bei Exponenten aller politischen Lager und bei
gewissen Ökonomen einiger Beliebtheit.  Im Rahmen der Generalversammlung der
Schweizerischen Nationalbank äusserte sich deren Präsident Thomas Jordan zu dieser
Idee. Dabei wurde klar ersichtlich, dass der Nationalbankpräsident die Begeisterung für
das Vorhaben nicht teilt, sondern ihm vielmehr äusserst kritisch gegenübersteht.
Jordan hält die Schaffung eines Staatsfonds für keine gute Idee, weil durch die
Devisenkäufe der Nationalbank – im Gegensatz zu den Ölverkäufen Norwegens, das in
diesem Zusammenhang oft als Vorbild für die Schweiz angeführt wird – keine realen
Gewinne geschaffen worden seien, die sich einem Fonds übertragen und dort anlegen
liessen. Ein Überlassen der Devisen an einen Staatsfonds würde folglich das Eigenkapital
der Nationalbank aufzehren, weshalb diese Vorgehensweise nicht möglich sei. Der Bund
müsste der SNB die Fremdwährungsposten vielmehr abkaufen, was nur über eine
zusätzliche Verschuldung möglich wäre und damit der Schuldenbremse zuwiderlaufen
würde. Die Devisen dem Bund als Kredit zu vergeben, wird schliesslich durch ein Verbot
im Nationalbankgesetz verunmöglicht. Nebst diesen Einwänden praktischer Natur rief
Jordan in Erinnerung, dass die SNB ihre Devisenreserven in Zeiten hoher Inflation oder
eines sich abwertenden Schweizer Frankens auch wieder müsse verkaufen können, um
ihre geldpolitischen Ziele zu erreichen. Dies wäre nach einer Auslagerung der
Fremdwährungsbestände in einen Staatsfonds nicht mehr möglich. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.04.2016
NICO DÜRRENMATT

La mèche du débat sur la création d'un fonds souverain helvétique a été rallumée au
mois de juin 2017. Plusieurs voix se sont élevées pour remettre ce costume de "fonds
souverain" à la BNS. La thématique a notamment été relancée par Daniel Kalt chef
économiste à l'UBS. Alors que les milieux politiques semblent préparer un texte pour
établir un fonds souverain, de nombreux acteurs de la place économique helvétique,
comme la Banque nationale suisse (BNS), ont donné leur opinion dans la presse
quotidienne. La BNS, par l'intermédiaire de Thomas Jordan, s'est prononcée contre
l'idée d'un fonds souverain. Il a d'abord précisé que la situation helvétique était
fortement différente des cas norvégiens et singapouriens. En effet, la croissance du
bilan de la BNS ne repose pas sur des fonds propres mais sur une hausse de la masse
monétaire. De plus, un fonds souverain pourrait engendrer une dynamique
d'endettement qui n'est pas en adéquation avec la politique budgétaire suisse.
Finalement, Thomas Jordan a précisé que des risques d'appréciation du franc seraient
non négligeables. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la politique monétaire qui visait un affaiblissement du franc pour encourager
les exportations a drastiquement augmenté les réserves en devise de la Banque
nationale suisse (BNS), Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) préconise la création
d’un fonds souverain alimenté par les réserves de la BNS. Comme argument, la
parlementaire a cité un exemple la Norvège qui a créé un fonds souverain avec les
recettes issues du pétrole. Elle a ensuite expliqué que ce fonds souverain était utilisé
pour des investissements stratégiques. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a rappelé les

MOTION
DATUM: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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arguments qui plaident en défaveur d’un tel fonds. Ces arguments proviennent
notamment de la réponse au postulat 15.3017. Le Conseil national a rejeté la motion par
132 voix contre 58 et 3 abstentions. Les voix du camp rose-verte et du PBD n’ont pas
suffi. 17

Le postulat déposé par Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL), puis repris par Beat
Jans (ps, BS), soulève la thématique de la création d’une monnaie centrale
électronique. Avec les récentes évolutions dans la cryptofinance, l’idée de la création
de comptes numériques privés auprès des banques centrales agite la sphère
financière internationale. La Banque nationale suisse (BNS) n’échappe pas au débat. 
Le Conseil fédéral a proposé d’adopter le postulat. De plus, il souhaite que cette
problématique soit abordée conjointement au rapport sur le postulat 18.3159 qui étudie
la faisabilité et les enjeux de la création d’un cryptofranc. 
Le postulat a été combattu par Michaël Buffat (udc, VD). Il estime, de son côté, que la
création de comptes pour les personnes privées n’entre pas dans le mandat de la BNS.
Il relève notamment le rejet de l’initiative Monnaie pleine qui, selon lui, démontre que
le peuple ne veut pas que la banque nationale dévie de ses prérogatives actuelles. 
Au final, le postulat a été rejeté par 92 voix contre 82 et 17 abstentions. Une alliance du
Parti socialiste, des verts et du PDC n’a pas suffi pour faire pencher la balance. Elle n’a
été rejointe que par 5 libéraux-radicaux, alors que 13 membres du parti se sont
abstenus. 18

POSTULAT
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La Banque nationale suisse (BNS) a dégagé un bénéfice de 49 milliards en 2019. Ce
bénéfice a été engrangé grâce au renchérissement de l'or, à la politique monétaire de
lutte contre le franc fort et aux intérêts négatifs. A l'heure actuelle, il est précisé par
une convention que la BNS doit verser 1 milliard de francs suisses annuels aux cantons
(2/3) et à la Confédération (1/3). Ce montant est doublé lorsque la réserve distribuable
de la BNS dépasse les 20 millards de francs suisses. Néanmoins, cette large manne
financière a attiré la convoitise et aiguisé l'appétit de nombreux acteurs politiques qui
se sont manifestés dans la presse helvétique.
D'un côté, la gauche et l'UDC ont plaidé pour un versement spécifique à l'AVS. Selon ces
partis politiques, cette proposition récurrente a d'autant plus de sens à l'heure actuelle
car une part des bénéfices a été réalisée grâce aux intérêts négatifs. Or, ces intérêts
grèvent les budgets des caisses de pension. Une motion Heer (udc, ZH) a notamment
été déposée (18.4327). Elle a d'ailleurs reçu le soutien de la gauche. En outre, des voix
des Verts se sont également élevées pour proposer d'investir cet argent dans la
transition énergétique.
D'un autre côté, le PLR et le PDC ont réaffirmé l'importance de l'indépendance de la
BNS. Ils ont également rejeté l'idée de la création d'un fonds souverain, qui avait
également fait l'objet d'un débat en chambre lors du dépôt de la motion Leutenegger
Oberholzer (ps, BL) (17.3614).
Au final, la BNS, en discussion avec le Département des finances (DFF), a décidé de
verser un total de 4 milliards de francs suisses aux cantons (2/3) et à la Confédération
(1/3). La clé de répartition entre les cantons est dictée par la taille de la population.
Comme ce versement a été officialisé en mars 2020, la BNS a tenu à préciser qu'il
n'était pas lié à la crise financière et économique induite par le Covid-19. Comme le
montant alloué aux cantons et à la Confédération augmente à 2 milliards de francs
suisses lorsque les réserves distribuables dépassent 20 milliards, il a été convenu qu'il
augmenterait à 3 milliards pour plus de 30 milliards de francs suisses de réserves
distribuables et à 4 milliards pour plus de 40 milliards de francs suisses. Cette décision,
accueillie positivement par les cantons, a laissé le camp rose-vert sur sa faim. A
l'opposé, le PLR et le PDC ont salué cette décision favorable aux cantons et conforme
avec l'indépendance de la BNS. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.01.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite du départ à la retraite de Fritz Zurbrügg, le Conseil fédéral a nommé Martin
Schlegel à la vice-présidence de la Banque nationale suisse (BNS). En nommant le
suppléant de Thomas Jordan, le gouvernement a donc opté pour une solution interne.
Tous les experts s'accordent sur le fait que cette nomination ne devrait pas modifier le
cap de la politique monétaire de la BNS. 
Si les compétences de Martin Schlegel n'ont pas été remises en question par la presse
helvétique, plusieurs journaux ont tout de même questionné la décision du Conseil
fédéral de ne pas nommer une femme comme vice-présidente, alors qu'Andréa
Maechler, responsable du département des marchés financiers à la BNS, était

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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pressentie. 20

Internationale Finanzinstitutionen

Avec une économie ouverte sur l'économie internationale et une place financière
comme pilier majeur de notre économie, il est important, selon Susanne Leutenegger
Oberholzer (ps, BL), que la Suisse participe activement à la stabilité de l'ordre financier
et monétaire international. Elle demande donc un rapport sur la stratégie à suivre pour
la Suisse afin de contribuer à un système financier et monétaire international
pérenne. Le Conseil fédéral, convaincu par les arguments de la parlementaire, a
proposé d'accepter le postulat. Lors du vote, le Conseil national l'a adopté tacitement.
Dans son rapport, le Conseil fédéral a montré comment la Suisse s'implique au sein des
organes financiers internationaux. Il a notamment souligné l'importance du Fonds
monétaire international (FMI) comme garant de la stabilité de l'ordre monétaire
international. 21

POSTULAT
DATUM: 20.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Die Verbesserung des Einlegerschutzes fand im Parlament Zustimmung. Der Ständerat
wünschte aber mehr Transparenz über die Sicherheit dieser Einlagesicherung bei jeder
einzelnen Bank. Im Nationalrat versuchte die SP erfolglos, die Verbesserung des
Anlegerschutzes mit einer Konjunkturvorlage zu verbinden. Ihr Antrag, zur Stützung der
Kaufkraft der Bevölkerung die Familienzulagen zu erhöhen, unterlag mit 113 zu 57
Stimmen. Die von der kleinen Kammer eingeführte detaillierte Deklarationspflicht für
die Sicherheit der Rückstellungen lehnt er als nicht praktikabel ab. In der
Differenzbereinigung beharrten zuerst beide Kammern auf ihrer Version bezüglich der
Transparenz der Rückstellungen, dann gab der Ständerat nach. In der
Gesamtabstimmung nahmen beide Kammern die Teilrevision des Bankengesetzes
einstimmig an. Sie wurde gestützt auf Art. 165 Abs.1 BV für dringlich erklärt und auf den
20. Dezember, befristet bis Ende 2010 in Kraft gesetzt.
Zudem wurden zwei Motionen Bischof (cvp, SO) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL),
die ebenfalls die Verbesserung des Einlegerschutzes forderten, vom Nationalrat
angenommen 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2008
HANS HIRTER

Mit dem Argument, dass mit den im Herbst des Vorjahres beschlossenen dringlichen
Massnahmen die Forderungen der beiden vom Nationalrat gutgeheissenen Motionen
Bischof (cvp, SO) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für einen Ausbau des
Einlegerschutzes erfüllt seien, lehnte der Ständerat diese ab. Der Bundesrat gab im
Herbst einen Entwurf für die definitive Einführung dieses bis Ende 2010 gültigen
verbesserten Einlegerschutzes in die Vernehmlassung. Die Banken, unterstützt von den
bürgerlichen Parteien, waren mit der dauerhaften Erhöhung der Garantiesumme auf
100'000 Franken je Einleger zwar einverstanden. Sie lehnten aber den Antrag ab, die
Gesamtsumme der von den Banken vorzunehmenden Rückstellungen von 6 auf 9,75
Mia. Franken zu erhöhen und in einem staatlichen Fonds zu sammeln. Auch die
kantonalen Finanzdirektoren sprachen sich gegen die als unverhältnismässig kritisierten
Vorschläge aus. 23

MOTION
DATUM: 27.05.2009
HANS HIRTER

Nachdem die kleine Kammer ihrer Kommission gefolgt war und Festhalten beschlossen
hatte, tat es ihr der Nationalrat gleich und schickte die Vorlage in die
Einigungskonferenz. Diese beschloss mit 14 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung, den
Staatsvertrag nicht dem Referendum zu unterstellen. Während der Ständerat der
Einigungskonferenz diskussionslos folgte, stellte Nationalrätin Leutenegger Oberholzer
(sp, BL) im Namen der SP-Fraktion Antrag auf Ablehnung. Mit 39 Stimmenthaltungen
(knapp die Hälfte ihres Stimmenpotenzials) verhalf die SVP, welche die Unterstellung
des Vertrags unter das Referendum vorerst unterstützt hatte, dem Geschäft schliesslich
zum Durchbruch: Nicht ohne darauf hinzuweisen, dass ihr die Abwendung des
Planungsbeschlusses mit seiner Boniregelung politisch wichtiger gewesen war als die
Ablehnung des Staatsvertrags. Allerdings hatte die SVP ihre Zustimmung bereits vor der
Debatte auch mit der Bedingung verknüpft, das fakultative Staatsvertragsreferendum
neu zu regeln. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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Im Juni 2011 kam erstmals die Teilrevision des Bankengesetzes zur Beratung in den
Ständerat (Erstrat). Bereits Ende September konnte sie, trotz mehrmaliger
Differenzbereinigung und Einsetzung einer Einigungskonferenz, verabschiedet werden.
Dies ist vor allem auf ihre relative Dringlichkeit zurückzuführen. Ebenso war
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf bestrebt, das Geschäft noch derselben
Bundesversammlung vorzulegen, welche die UBS-Rettung im Winter 2008 abgesegnet
hatte. Eine 2010 vom Nationalrat angenommene Motion zur Begrenzung der von den
Grossbanken ausgehenden volkswirtschaftlichen Risiken wurde mit Hinweis auf den
nun vorliegenden Revisionsentwurf vom Ständerat abgelehnt.

Der Entwurf zum revidierten Bankengesetz umfasste verschärfte Vorschriften für
systemrelevante Banken. Dabei orientierte er sich stark am „Schlussbericht der
Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen Risiken durch
Grossunternehmen“ von 2010. Dieser umfasste in groben Zügen verschärfte
Eigenkapitalvorschriften, strengere Liquiditätsbestimmungen und organisatorische
Regelungen. 

Im Hinblick auf die Eigenkapitalanforderungen wurde diskutiert, ob die vom Bundesrat
festzulegenden Standards für alle systemrelevanten Einzelinstitute einer Bank oder nur
für deren Gruppenstufe, die alle Einzelinstitute rechtlich umfasst, gelten soll. Von
bürgerlicher Seite wurde bemängelt, dass die Gruppenstufe übermässig belastet würde,
wenn die Regelungen von allen Einzelinstituten zu erfüllen wären. Nach dem Willen des
Bundesrats wären entsprechende Kapitalforderungen an die Gruppenstufe als
maximale gesetzliche Anforderung zu verstehen (im Gespräch waren 19% der
risikogewichteten Aktiven, was in der Verordnung präzisiert werden wird). Trotzdem
sollen die Regeln grundsätzlich auch für die Einzelinstitute gelten. Dies, damit im
Krisenfall, wenn möglicherweise vorhandene Aktiven der Konzernebene durch das
Ausland blockiert würden, auch im Inland (das heisst auf Stufe
Stammhaus/Einzelinstitut) genügend Vermögen zur Abfederung von Schocks zur
Verfügung stünde. Um dieses doppelte Verständnis der Regelung durchzusetzen, sieht
die Vorlage bei Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften für die betreffenden
Unternehmen Rabatte in Form von tieferen Eigenkapitalanforderungen vor. Eine
explizite Einschränkung der Bestimmungen auf die Gruppenstufe wurde deshalb
verworfen. Die genannten Rabatte sollten gemäss bundesrätlichem Entwurf durch die
Finma gewährt werden. Eine entsprechende „kann“-Formulierung wurde von der
Bundesversammlung in eine zwingende Bestimmung umgewandelt. Dies gegen den von
der SP und den Grünen unterstützten Antrag Leutenegger Oberholzer (sp, BL), der den
Spielraum für die Finma möglichst gross halten wollte. Auch nicht durchzusetzen
vermochte sich der Antrag der Linken, eine explizite Eigenkapitalquote von 5% oder
10% der nicht-risikogewichteten Aktiven vorzuschreiben. Bürgerliche argumentierten
gemeinsam mit dem Bundesrat, dass eine solche Vorschrift zu erheblichen
Wettbewerbsnachteilen für die Schweizer Grossbanken im internationalen Umfeld
führen würde und dass die Höhe der ungewichteten Eigenkapitalquote in der
Verordnung zu treffen sei. 

Im Zusammenhang mit den Eigenkapitalvorschriften wurde auch die Besteuerung der an
das Eigenkapital anrechenbaren Anleihen diskutiert. Dazu zählen die
Spezialwandelanleihen, die sogenannten Coco-Bonds (contingent convertible bonds),
die bei Unterschreitung einer gewissen Eigenkapitalquote in Eigenkapital gewandelt
werden. Um die Etablierung eines schweizerischen Markts für Coco-Bonds zu
unterstützen, schlug der Bundesrat vor, Obligationen und Geldmarktpapiere von der
Stempelsteuer zu befreien. Dies soll eine Ungleichbehandlung der
Spezialwandelanleihen, die neu ohne Stempelsteuer vorgesehen sind, und
Obligationen/Geldmarktpapieren, für welche die Stempelsteuerpflicht gilt, verhindern.
Von der Linken vorgebrachte Minderheitsanträge gegen dieses Ansinnen wurden
abgelehnt. Zusätzlich beantragte die nationalrätlichen Wirtschaftskommission (WAK-
NR), die Zinsen der Spezialwandelanleihen und der Obligationen mit Forderungsverzicht
(beide ans Eigenkapital anrechenbar) während fünf Jahren von der Verrechnungssteuer
zu befreien. Damit soll den Banken ein Anreiz gegeben werden, solche Anleihen in der
Schweiz auszugeben. Dieses Ansinnen wurde vom Ratsplenum unterstützt. Dagegen
argumentierte der Bundesrat, dass die Verrechnungssteuer als Sicherungssteuer
beibehalten werden müsse. Weiter könnte ein allgemeiner Umbau der
Verrechnungssteuer bereits per 2013 vollzogen werden; eine Spezialregelung zu diesem
Zeitpunkt sei deshalb nicht angezeigt. Der Ständerat folgte der bundesrätlichen
Argumentation und setzte sich in der Einigungskonferenz gegen den Nationalrat durch. 

Die Bestimmungen zu strengeren Liquiditätsvorschriften wurde beinahe diskussionslos

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2011
FABIO CANETG
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dem Bundesrat via Verordnungsstufe überlassen. 

Betreffend die organisatorischen Regeln für systemrelevante Banken wichen die Räte
vom Entwurf ab. Dieser sah vor, dass Banken präventiv eine Organisationsstruktur zu
schaffen hätten, welche die Weiterführung der systemrelevanten Funktionen im
Insolvenzfall gewährleisten würde. Die Räte verlangten schliesslich lediglich das
Vorliegen eines verbindlichen Notfallplans, der im drohenden Insolvenzfall die
Abspaltung von systemrelevanten Abteilungen ermöglicht. Die Ratslinke hatte mit dem
bundesrätlichen Vorschlag sympathisiert, konnte sich aber nicht durchsetzen. Ebenso
unterlag die Forderung der Grünen Partei nach einem Verbot von Wertschriftenhandel
für Banken, die Publikumseinlagen entgegennehmen. Faktisch wäre dadurch eine
rechtliche Trennung von verschiedenen Bankabteilungen bewirkt worden. Ein ähnlicher,
aber abgeschwächter Vorschlag der SVP (Trennbankensystem, Holdingstruktur), wurde
mit dem Hinweis abgelehnt, dass auch in einer Holdinggesellschaft Beistandspflichten
unter den Einzelinstituten bestanden hätten. Das Ziel der SVP – die Verhinderung von
ausländischen Durchgriffen auf Schweizer Vermögen im Fall einer drohenden Insolvenz
eines ausländischen Einzelinstituts – wäre mit einer solchen Regelung nicht erreicht
worden, argumentierten die Gegner. Weiter wurde eine entsprechende
organisatorische Vorschrift als unverhältnismässig und damit unvereinbar mit dem
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit erachtet. 

Ebenfalls diskutiert wurde die Zuständigkeit für die Bezeichnung von systemrelevanten
Banken. Mit dem Hinweis, dass der Bundesrat in dieser Sache keine politische
Entscheidung wünsche, wurde ein Mehrheitsantrag der WAK-NR, der dem Bundesrat
die Kompetenz zur Bezeichnung von systemrelevanten Banken überlassen wollte,
abgelehnt. Ein ähnlich lautender Minderheitsantrag ihrer Schwersterkommission wurde
ebenfalls abgelehnt. Die Räte übertrugen die entsprechende Kompetenz schliesslich an
die SNB.

Die Teilrevision des Bankgesetzes wurde auch genutzt, um parteipolitische Akzente zu
setzen. So schlug die SP vor, das Vergütungssystem für systemrelevante Banken
generell und unabhängig von einer allfälligen staatlichen Unterstützung zu
reglementieren. Anträge auf Ausschüttung von maximal 50% des Fixlohns als variable
Entschädigung sowie Ausschüttungsrestriktionen, wonach mindestens 60% des Lohns
in Aktien der Unternehmung auszuzahlen seien, wurden mit Verweis auf die
Wirtschaftsfreiheit und die Unverhältnismässigkeit dieser Eingriffe von den
bürgerlichen Parteien abgelehnt. 

Ein Minderheitsantrag, der die Abgeltung der faktischen Staatsgarantie durch
systemrelevante Banken forderte, wurde ebenfalls verworfen. Die Bundesversammlung
zog es vor, die Wahrscheinlichkeit einer erneuten staatlichen Bankenrettung mittels
erhöhter Eigenkapital- und Liquiditätsanfoderungen zu verringern. Die bürgerlichen
Gegner des Minderheitsantrags hielten zudem fest, dass die neuen Regelungen
bezüglich Organisationsstruktur (Notfallplan) den Konkurs einer systemrelevanten Bank
ermöglichten. Damit falle der vormals bestehende Vorteil der impliziten Staatsgarantie
für systemrelevante Banken weg. 

In der Einigungskonferenz legten sich die Räte darauf fest, dass die bundesrätliche
Verordnung mit den konkreten Anforderungen an die systemrelevanten Banken bei
erstmaligem Erlass der Bundesversammlung zur Genehmigung vorgelegt werden
müsse. Der Ständerat hatte dies mit dem Hinweis auf mögliche Schwierigkeiten bei
gerichtlicher Überprüfung der Verordnung auf Gesetzmässigkeit stets abgelehnt,
müssten so doch die Gerichte entscheiden, ob bei Verletzung des
Gesetzmässigkeitsgebots ebendieses Gebot oder das Plazet des Parlaments höher zu
gewichten wären. Die Befürworter einer Genehmigung der erstmals erlassenen
Verordnung durch die Bundesversammlung (im Nationalrat: SVP, FDP, BDP, grosse Teile
der CVP) argumentierten, dass wichtige Eckpunkte der Vorlage erst in der Verordnung
festgelegt würden, wozu sich das Parlament äussern können müsse. Die
Vernehmlassungsfrist für die Verordnung zum Bankengesetz wird im Januar 2012
ablaufen. Danach werden die Räte über die Verordnung befinden. 25
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Im Zuge der Verabschiedung des Steueramtshilfegesetzes wurden verschiedene
parlamentarische Vorstösse erfüllt oder aufgrund ihrer Hinfälligkeit vom Zweitrat
abgelehnt. Dazu zählte eine 2010 vom Nationalrat angenommene Motion Leutenegger
Oberholzer, die eine Beschleunigung der internationalen Amtshilfeverfahren gefordert
hatte und 2012 vom Ständerat ohne Gegenantrag abgelehnt wurde.  Das von der FDP-
Liberalen Fraktion mittels parlamentarischer Initiative vorgebrachte, von beiden
Kommissionen 2011 gut geheissene Begehren, wonach Amtshilfe nur im individuellen
Amtshilfeverfahren erlaubt sein sollte, nicht aber in Form eines automatischen
Informationsaustauschs wurde im bundesrätlichen Entwurf zum Steueramtshilfegesetz
aufgenommen, dann aber in der Detailbehandlung aufgegeben. 26

MOTION
DATUM: 29.05.2012
FABIO CANETG

In Sachen Finanzplatzkrise verdient folgendes Geschäft Erwähnung:  Im Nationalrat
wurde ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp; BL) überwiesen, das einen Bericht zu
den Entwicklungsmöglichkeiten des Schweizer Finanzplatz unter den geänderten
Rahmenbedingungen, insbesondere der angekündigten Weissgeldstrategie, forderte. 27

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
FABIO CANETG

Obwohl noch nicht im Parlament behandelt, entbrannte ob einer Motion Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) eine intensive vorparlamentarische Diskussion. Das Begehren
forderte für Banken eine Eigenkapitalquote von mindestens 10% der
nichtrisikogewichteten Aktiven, also eine deutliche Verschärfung der damals gültigen
Regeln. Am 30. Oktober publizierte der Bundesrat seine Stellungnahme, in der er
festhielt, dass er 2015 ohnehin zur Überprüfung der Auswirkungen der „Too-big-to-fail“
Massnahmen verpflichtet sei. Eine selektive Anpassung der erst 2011 erlassenen
Regelungen erachtete er deshalb als verfrüht. Zudem äusserte er sich gegenüber der
geforderten Eigenmittelhöhe kritisch. Eine ungewichtete Eigenkapitalquote von 10%
würde allein die beiden Grossbanken (UBS und CS) zu einer „massiven“
Kapitalaufstockung von mindestens CHF 150 Mia. zwingen, schrieb die Landesregierung.
Drei Tage nach dieser Stellungnahme erklärte Finanzministerin Widmer-Schlumpf
jedoch öffentlich: „Wir müssen uns Gedanken darüber machen, ob wir die
Eigenkapitalbasis nicht weiter verstärken müssen (...). Derzeit spricht man von 6 bis 10
Prozent [ungewichteter Eigenkapitalquote, die Red.]“. Tatsächlich vertraten mehrere
namhafte Ökonomen die Haltung, dass die Eigenmittelbestimmungen verschärft werden
sollten. Bürgerliche Politiker/innen kritisierten Widmer-Schlumpfs Äusserungen (die
mitunter zu starken Kursrückschlägen bei UBS- und CS-Aktien führten) scharf. Am
Jahresende war nicht klar, ob die Politik einer erneuten Verschärfung der
Eigenmittelbestimmungen zustimmen würde. Die Motion Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) wird voraussichtlich 2014 von den Räten behandelt. 28

MOTION
DATUM: 30.10.2013
FABIO CANETG

Nachdem der Nationalrat bereits 2013 zwei Motionen von SVP und Grünen zur
Aufspaltung von Grossbanken angenommen hatte, kamen die beiden Begehren 2014 in
die Kleine Kammer. Die Motion Baader (svp, BL) forderte etwas konkreter, dass das
Investmentbanking der Grossbanken von den für die Schweiz systemrelevanten
Funktionen zu trennen sei, während die Motion Schelbert (gp, LU) lediglich die nötigen
Schritte forderte, ein funktionales und territoriales Trennbankensystem einzuführen.
Der Bundesrat lehnte beide Begehren ab. Er verwies mitunter auf den Bericht der
Expertenkommission zur Grossbankenregulierung von 2010: Die Expertinnen und
Experten hatten damals ein Trennbankensystem wegen der Konzernhaftung als nicht
zielführend abgelehnt. Zudem erachtete die Landesregierung den 2011 eingeschlagenen
Weg der Grossbankenregulierung als ausreichend. Diese Meinung vertrat auch die
Mehrheit der ständerätlichen Wirtschafts- und Abgabekommission (WAK-SR), weshalb
sie dem Rat ebenfalls, wenn auch knapp mit 7 zu 6 Stimmen, Ablehnung beantragte.
Gleichzeitig mit der Beratung der beiden Motionen nahm die WAK-SR ein
Kommissionspostulat an (siehe unten), das vom Bundesrat, ähnlich dem 2013
überwiesenen Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL) – dessen Bericht  im Rahmen
des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung per Frühjahr 2015 erwartet wurde
– einen Bericht zum Trennbankensystem verlangte. Weil im Ratsplenum kein
Gegenantrag zum Kommissionspostulat vorlag, war bei den Beratungen der zwei
Motionen klar, dass das Postulat überwiesen werden würde, weshalb sich die
Polparteien für eine Sistierung der Motionen aussprachen. Es wäre unklug, vor dem zu
erwartenden Bericht bezüglich Trennbankensystem (der gebündelt mit der Evaluation
zur Grossbankenregulierung vorgelegt werden sollte) über die beiden Motionen zu
entscheiden, so die Begründung. Das Argument der Gegner einer Sistierung, wonach
durch eine Ablehnung der Motionen Rechtssicherheit geschaffen werden könnte,

MOTION
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG
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liessen die Polparteien nicht gelten. Im Rahmen von weiteren, bis Ende 2014 im
Nationalrat (Erstrat) noch nicht behandelten Vorstössen zum Thema Aufspaltung von
Grossbanken wäre eine erneute Diskussion um ein Trennbankensystem sowieso nicht
zu vermeiden. Die Mehrheit im Plenum liess sich von dieser Argumentation nicht
überzeugen und lehnte den Sistierungsantrag mit 24 zu 16 Stimmen ab. Noch etwas
deutlicher (mit 25 zu 12 Stimmen) entschieden die Kantonsvertreter und
Kantonsvertreterinnen darauf, die beiden Motionen abzulehnen. 29

Ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp/ps, BL), das den Bundesrat zur Erarbeitung
eines Berichts bezüglich Weiterentwicklung des Finanzmarkts aufgefordert hatte
(überwiesen 2012), war am Jahresende formell im EFD hängig. 30

POSTULAT
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG

Bien que l’acceptation de l’initiative Minder contre les rémunérations abusives ait
renforcé le poids décisionnel des actionnaires, Susanne Leutenegger Oberholzer (ps,
BL) demande au Conseil fédéral d’interdire les bonus et de plafonner les salaires des
cadres dans les banques d’importance systémique. Elle estime qu'étant donné que les
banques d'importance systémique bénéficie d'une garantie indirecte de l'Etat, une
législation plus stricte devrait leur être imposée afin qu'un minimum de risque financier
ne pèse pas sur le contribuable. Cette motion découle de la décision du Credit Suisse
de distribuer des bonus élevés malgré une perte conséquente. En mettant en exergue la
liberté qui régit notre système économique, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la
motion. En outre, il a mentionné l’adoption de l’ordonnance contre les rémunérations
abusives (ORAb) et la loi sur les banques de 2012 (loi dite loi «too-big-too-fail») pour
décrire ses actions depuis la crise financière de 2008. En chambre, la motion a été
rejetée par 129 voix contre 61. 31

MOTION
DATUM: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le scandale des Paradise Papers a mis en lumière les dérives des paradis fiscaux. L'UE a
donc établi une liste noire des pays non coopératifs. Susanne Leutenegger Oberholzer
(ps, BL) a déposé une motion pour que cette liste soit révisée. Elle estime qu'elle est
non exhaustive. 
Le Conseil fédéral a mis en avant la fiabilité de cette liste et proposé de rejeter la
motion. 
L'objet a été repris par Jacqueline Badran (ps, VD), puis classé car non traité dans les
délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de lutter contre la fraude fiscale, Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a
déposé une motion qui vise l'établissement d'un registre des ayants droit
économiques des personnes morales et des trusts. Le Conseil fédéral a estimé que les
mesures législatives prises (Mo. 17.3996, Mo. 17.3995, Po. 16.3315) à la suite des Panama
et Paradise Papers correspondaient au standard GAFI. Il a notamment cité la
modification de la loi sur le blanchiment d'argent (LBA). Au final, il a proposé de rejeter
la motion. Après avoir été repris par Ada Marra (ps, VD), l'objet a été classé faute d'avoir
été examiné dans les délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Börsen

Die Notwendigkeit zu einer Änderung des Börsengesetzes, deren Beratung der
Nationalrat in der Sommersession in Angriff nahm, war auch in der grossen Kammer
grundsätzlich unbestritten, weshalb Eintreten auf die Vorlage ohne Gegenstimme
beschlossen wurde. Die Detailberatung förderte jedoch einige Aspekte der Vorlage zu
Tage, in der sich die grosse Kammer uneinig war. Wie bereits im Jahr zuvor im Ständerat
sorgte auch im Nationalrat die geplante Abschaffung der Kontrollprämie für
Diskussionen. Die vorberatende WAK-NR hatte sich äusserst knapp mit Stichentscheid
des Präsidenten dafür ausgesprochen, die Abschaffung der Kontrollprämie aus dem
bundesrätlichen Entwurf zu streichen. Diesem Ansinnen stand ein Minderheitsantrag
Leutenegger Oberholzer (sp, BL)  gegenüber, der sich für den Vorschlag des Bundesrats
einsetzte. Während die Befürworter der Kontrollprämie diese als gerechtfertigte
Entschädigung für Mehrheitsaktionäre, die aufgrund ihrer grösseren Beteiligung an
einem Unternehmen auch grössere Risiken eingegangen seien, für ebendiese Risiken
betrachteten, sahen die Gegner durch dieses Instrument das

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2012
NICO DÜRRENMATT

01.01.65 - 01.01.23 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gleichbehandlungsprinzip, wonach Klein- und Grossaktionäre gleich behandelt werden
sollten, verletzt. Beide Lager versprachen sich durch ihre jeweilige Forderung zudem
eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Finanzplatzes: Befürworter
der Kontrollprämie argumentierten, dass diese eine freie Preisbildung ermögliche und
somit ein attraktives Umfeld für Investoren schaffe; die Kontrollprämie, in den Ländern
der EU verboten, irritiere hingegen vielmehr potenzielle Investoren und schade so dem
Wirtschaftsstandort Schweiz, so die Gegner. Schliesslich vereinte der Mehrheitsantrag,
der das bundes- und ständerätliche Ansinnen aufnahm, die Kontrollprämie
abzuschaffen, mit 101 zu 81 Stimmen eine relativ deutliche Mehrheit auf sich. 
Gegen die Empfehlungen von Bundesrat und WAK vermochte sich ein Antrag Vischer
(gp, ZH) dank Zuspruch von SP, Grünen und SVP durchzusetzen. Er forderte, dass eine
strafrechtliche Sanktionierung wegen Insiderhandels auch dann möglich sein sollte,
wenn der Straftatbestand der Anvisierung eines finanziellen Vorteils nicht gegeben ist.
Bis anhin bestand in solchen Fällen nur die Möglichkeit einer aufsichtsrechtlichen
Bestrafung. 
Die Affäre um den ehemaligen Nationalbankpräsidenten Hildebrand fand in Form eines
weiteren Minderheitsantrags Leutenegger Oberholzer Eingang in die nationalrätliche
Debatte. Der Vorstoss hatte zum Ziel, über eine Änderung des Strafgesetzbuches auch
Insiderhandel im Zusammenhang mit Rohstoffen, Edelmetallen und Währungen unter
Strafe zu stellen. Mit dem Hinweis, dass eine solche Regelung für Börsenfragen nicht
relevant und überdies aufgrund der Ausgestaltung dieser Märkte praktisch nicht
umsetzbar sei, sprachen sich Bundesrat und Kommission gegen diesen
Minderheitsantrag aus. Dieser Empfehlung folgte die grosse Kammer und verwarf den
Vorstoss deutlich. 
Damit bestand zwischen national- und ständerätlicher Fassung einzig Uneinigkeit in der
Frage, ob der Tatbestand der Erzielung eines Vermögensvorteils Voraussetzung bleiben
sollte, um Insiderhandel auch strafrechtlich verfolgen zu können. Die Vorlage gelangte
damit zurück in den Ständerät. 32

Versicherungen

Im Berichtsjahr versuchten verschiedene Parlamentarier mit unterschiedlichen
Instrumenten Druck auf den Bundesrat in Sachen obligatorische
Erdbebenversicherung zu machen. So forderte die Motion Fournier (cvp, VS) die
Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung für Gebäude, wobei die Prämie
in der ganzen Schweiz dieselbe sein sollte. Der Bundesrat stand dem Vorhaben einer
bundesrechtlichen Lösung in Sachen Erdbebenversicherung grundsätzlich positiv
gegenüber, argumentierte jedoch, dass die Einführung eines schweizweiten
Versicherungsobligatoriums nicht in der Kompetenz des Bundes läge, und dass eine
Anpassung der Aufsichtsverordnung, die in seiner Kompetenz sei, nur die Kantone ohne
kantonale Gebäudeversicherung betreffen würde. Weiter sei in dieser Frage nach wie
vor kein Konsens zwischen dem Gebäudeeigentümerverband, den kantonalen
Gebäudeversicherungsanstalten und den Privatversicherungen erreicht worden,
weshalb der Bundesrat die Erfolgsaussichten einer Bundesregelung als gering einstufte.
Trotz dieser Bedenken wurde die Motion nach der Zustimmung durch den Ständerat
(bereits 2011, mit 19 zu 11 Stimmen) auch im Nationalrat (mit 95 zu 67 Stimmen)
angenommen. Vorstösse mit ähnlichem Inhalt wurden im Berichtsjahr entweder
zurückgezogen (Motion Leutenegger Oberholzer), abgelehnt (Parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer) oder noch nicht behandelt (Motion Malama). 33

MOTION
DATUM: 14.03.2012
FABIO CANETG

1) AB NR, 2015, S. 1808 ff.
2) AB NR, 2015, S. 1861 ff.
3) BO CN, 2017, pp.2118 s.
4) AB NR, 2012, S. 420.
5) Medienmitteilung SNB vom 11.12.14; Medienmitteilung SNB vom 18.12.14; Medienmitteilung SNB vom 18.9.14;
Medienmitteilung SNB vom 19.6.14; Medienmitteilung SNB vom 20.3.14; NZZ, 19.12.14; NZZ, 20.12.14
6) NZZ, TA, 16.1.15; NZZ, TA, 17.1.15
7) Währungspolitisches Instrumentarium
8) TA, 20.1.20; LT, 21.1., 6.2., 18.3.20
9) Blick, LT, 7.1.20; Blick, 9.1.20; LT, 10.1.20; CdT, NZZ, 15.1.20; NZZ, 16.1.20; LT, 21.1.20; CdT, 31.1.20; LT, TA, 12.2.20; NZZ,
15.2.20; AZ, 18.2.20; LT, 25.2., 6.3., 10.3.20; TA, 17.3., 31.3.20; WW, 2.4.20
10) Lib, NZZ, WOZ, 1.4.21; Blick, 17.5., 18.5.21; NZZ, 22.5.21; AZ, NZZ, 29.5.21; AZ, 12.6.21; AZ, LT, NZZ, 18.6.21; LT, 25.6.21
11) Lib, 12.5.22; LT, Lib, 20.5.22; Lib, 24.5.22; CdT, 28.5.22; LT, Lib, 14.6.22; AZ, Blick, LT, 17.6.22; Blick, 18.6.22; SoZ, 19.6.22;
24H, 20.6.22; 24H, CdT, LT, WOZ, 23.6.22; WOZ, 14.7.22
12) AB NR, 2015, S. 1808 ff.
13) SNB Medienmitteilungen vom 23.12.11 und 9.1.12; WW, 4.1.12; SGT, 5.1.12; Presse vom 10.1.12; NZZ, 19.4.12.
14) AB NR, 2015, S. 1847 f.
15) NZZ, 30.4.16
16) LT, 12.6.17; AZ, LZ, NZZ, SGT, 13.6.17; AZ, LZ, NZZ, TA, 16.6.17
17) BO CN, 2018, pp.230 s.
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18) BO CN, 2019, pp.307
19) AZ, 3.1.20; Bund, LT, 7.1.20; AZ, 9.1.20; Blick, CdT, NZZ, SZ, TA, 10.1.20; AZ, CdT, 11.1.20; LT, 15.1.20; Lib, 17.1.20; AZ, Blick,
CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 3.3.20
20) CdT, LT, NZZ, TA, 5.5.22; AZ, 7.5.22; SoZ, 8.5.22; WW, 12.5.22
21) BO CN, 2016, p.233; Rapport 15.3434
22) AB SR, 2008, S. 841 ff., 939 f., 971 und 1061; AB NR, 2008, S. 1698 ff., 1745 ff., 1804 ff., 1874 und 1980; BBl, 2009, S. 243;
AS, 2009, S. 55 f. AB NR, 2008, S. 1751.
23) AB SR, 2009, S. 358 f. Bund, 15.9.09; NZZ, 17.11.09; NLZ, 24.12.09. 
24) Presse vom 17.6.10.
25) BBl, 2011, S. 4717 ff.; AB SR, 2011, S. 559 ff., 636 ff., 859 ff., 928 ff., 999 und 1037; AB NR, 2011, S. 1433 ff., 1461, 1476 ff.,
1600 ff., 1703 ff., 1805 und 1869 f.; AS, 2011, S. 811; NZZ, 10.2.und 6.12.11.
26) AB NR, 2010, S. 1326 f.; AB SR, 2012, S. 300.  
27) AB NR, 2012, S. 1795. 
28) SOGR, 3.11.13, NZZ, 9.11.13.
29) AB NR, 2013, S. 1246 ff.; EFD, Schlussbericht der Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen Risiken
durch Grossunternehmen, S. 48 f.; Mo. 11.3845 (Baader) AB SR, 2014, S. 175 ff.; Mo. 11.3858 (Schelbert) AB SR, 2014, S. 175 ff.;
NZZ, 13.3., 25.5., 12.9., 20.9.13; Noch nicht behandelte Vorstösse: Mo. 13.3740 (SVP-Fraktion) und Mo. 13.3743 (SP-Fraktion);
Po. 11.4185 (Leutenegger Oberholzer): BR, Bericht des Bundesrates vom 6. März 2015 über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2014, S. 120; Po. 11.4185.pdf; Po. 14.3002 (WAK-SR): AB SR, 2014, S. 175 ff.; NZZ, 13.3.14
30) BR, Bericht des Bundesrates vom 6. März 2015 über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahr 2014,
S.°18 und 120
31) BO CN, 2018, pp.221 s.
32) AB NR, 2012, S. 1134 ff.
33) AB SR, 2011, S. 934 ff.; AB NR, 2012, S. 438 ff. Mo. 10.3804 (Leutenegger-Oberholzer): AB NR, 2012, S. 1454. Pa.Iv. 11.416
(Leutenegger-Oberholzer): AB NR, 2012, S. 438 ff.; AB SR, 2012, S. 540 f. Mo. 11.3377 (Malama): noch nicht behandelt.
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